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Vorlage für die Sitzung  
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am 02.12.2015 
 
 
Information zur Steuerlichen Behandlung von Flüchtlingsarbeit durch Sportvereine 
 
 
A. Problem 
Der Vereinssport leistet einen wichtigen Beitrag bei der Integration von Flüchtlingen in der Bun-
desrepublik Deutschland. Auch die Vereine in Bremen und Bremerhaven haben eine Vielzahl 
von Angeboten geöffnet oder neue geschaffen, um entsprechende Unterstützung zu gewähren. 
Aufgrund aktueller Berichterstattung in überregionalen Medien ist in Folge von vereinzelten Ent-
scheidungen im Bundesgebiet die Sorge entstanden, dass die Hilfe zu einer Aberkennung der 
Gemeinnützigkeit der Vereine führen könnte. Hierzu ist eine Information der Deputierten erbe-
ten worden. 
 
 
B. Lösung 
Die Senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport legt der Deputation das an-
hängende Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen zu „Steuerlichen Maßnahmen zur 
Förderung der Hilfe von Flüchtlingen“ vor. In diesem stellt das Bundesministerium entsprechen-
de relevante Verwaltungsregelungen für die Vereine dar. Ziel ist es, dass dem organisierten 
Vereinssport durch sein gesellschaftliches Engagement und Beitrag zu einer gelingenden In-
tegration kein steuerrechtlicher Nachteil entsteht. Zusätzlich wird der Deputation ein erläutern-
des Schreiben des Deutschen Olympischen Sportbundes (DOSB) zur Kenntnis vorgelegt. Der 
DOSB hat sich in diesem an alle seine Mitgliedsorganisationen gewandt und über die Rechtsla-
ge informiert. 
 
 
C. Alternativen 
Werden nicht empfohlen.  
 
 
D. Finanzielle / Personalwirtschaftliche Auswirkungen / Wirtschaftlichkeitsbetrachtung / 

Gender Prüfung 
Aus der Vorlage inkl. Anlage ergeben sich keine unmittelbaren finanziellen oder personal-
wirtschaftlichen Auswirkungen. Genderrelevante Belange sind durch die Vorlage des Berichtes 
nicht betroffen.  
 
 
E. Beschlussvorschlag 
Die staatliche und städtische Deputation für Sport nehmen den Bericht zur Kenntnis.  
 
Anlagen: 
Anschreiben des DOSB und Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen 



 

 

 
  
An die  
Mitgliedsorganisationen des DOSB 

 

 11. November 2015 
 - / hni 

 
Steuerliche Maßnahmen zur Förderung der Hilfe für Flüchtlinge, Schreiben des  
Bundesfinanzministeriums (BMF) vom 22. September 2015 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
die Flüchtlingsthematik hat längst auch die Sportvereine erreicht. Da das in dem beigefügten BMF-
Schreiben behandelte Thema folglich von hoher Aktualität und Praxisrelevanz für unsere Vereine ist, 
möchten wir Sie zum einen erneut auf dieses Schreiben aufmerksam machen (wir hatten es Ihnen 
bereits im September zugeleitet) und zum anderen begleitend hierzu einige Hinweise geben. 
 
Sportvereinen in Gestalt gemeinnütziger Körperschaften ist es regelmäßig nur erlaubt, Geld- oder 
Sachmittel für diejenigen steuerbegünstigten Zwecke zu verwenden, die in ihrer Satzung aufgeführt 
sind. In Bezug auf die Flüchtlingsthematik kommen Unterstützungsleistungen damit in der Regel nur 
in Betracht, wenn in der Satzung „Mildtätigkeit“ oder aber explizit die „Förderung der Hilfe für Flücht-
linge“ als steuerbegünstigte Zwecke verankert sind. Dies dürfte nur in wenigen Fällen so sein. Umso 
bedeutsamer ist deshalb, dass das BMF-Schreiben nun für Abhilfe sorgen kann. 
 
Für gemeinnützige Organisationen des Sports sind insbesondere die Regelungen II., III. und V. des 
BMF-Schreibens von Relevanz: 
 
Auch wenn die aktuellen Satzungszwecke von Sportorganisationen keine mildtätigen Zwecke oder 
explizit die Flüchtlingshilfe umfassen, so ist es für den Status der Gemeinnützigkeitseinstufung un-
schädlich, für die Flüchtlingshilfe gesammelte Mittel und/oder sonstige nicht zweckgebundene Mittel 
(Mittel der freien Rücklage) an folgende Organisationen zur Förderung der Hilfe für Flüchtlinge wei-
terzuleiten: 
 

- steuerbegünstigte Körperschaft, die satzungsgemäß mildtätige Zwecke verfolgt 
- inländische juristische Person des öffentlichen Rechts 
- inländische öffentliche Dienststelle 

 
Es droht in diesen Fällen keine Aberkennung der Gemeinnützigkeit aufgrund einer nicht satzungs-
gemäßen Mittelverwendung. 
 
 
 



 

2 

Werden von Sportverbänden bzw. -vereinen im Rahmen von diesbezüglichen Spendensammlungen 
Zuwendungsbestätigungen erstellt, so ist in diesen Bescheinigungen zwingend auf die Sonderaktion 
„Flüchtlingshilfe“ hinzuweisen.  
 
Verzichten Arbeitnehmer/innen zugunsten der Auszahlung durch den Arbeitgeber auf ein Spenden-
konto zur Flüchtlingshilfe auf Teile ihres Arbeitslohns oder ein angesammeltes Wertguthaben, so 
sind diese Teile lohnsteuerfrei zu behandeln. Voraussetzung hierfür ist, dass der Arbeitgeber die 
entsprechende Verwendung erfüllt und dokumentiert. Ein Spendenabzug für den/die Arbeitneh-
mer/in im Rahmen der Einkommensteuererklärung ist in diesem Zusammenhang nicht möglich. 
 
Ergänzend ist darauf hinzuweisen, dass es über die steuerlichen Komponenten hinaus auch zivil-
rechtliche Aspekte gibt, die zu beachten sind. Ein Verein kann zum Beispiel nicht ohne Weiteres 
Flüchtlingen den Mitgliedsbeitrag mindern oder erlassen, wenn die Satzung eine solche Ermäßigung 
nicht hergibt. Eine allzu strenge Betrachtung ist im gegebenen Zusammenhang aber auch nicht 
angemessen: So kann ein über den Vorstand praktiziertes soziales Engagement in Form von Ange-
boten für Flüchtlinge durchaus dahingehend interpretiert werden, dass hiermit (zumindest mittelfris-
tig) auch das Ziel verfolgt wird, neue Mitglieder zu gewinnen. In gleicher Weise sind die ja gemeinhin 
akzeptierten „Schnupperangebote“ für potenzielle neue Mitglieder, die regelmäßig nicht mit Bezahl-
pflichten einhergehen, zu betrachten. Ein im Rahmen der Satzungszwecke angebotener Sportkurs 
für Flüchtlinge ist  zudem nicht anders zu bewerten als ein Kurs für Senioren oder eine Ballschule 
für Kleinkinder. Folglich lässt sich nachvollziehbar begründen, dass im gegebenen Zusammenhang 
nicht jede kleine Zuwendung einer expliziten Satzungsermächtigung bedarf. 
  
Abschließend sei darauf hingewiesen, dass die gesamte Thematik nicht neu ist. Regelmäßig dann, 
wenn konkrete Unterstützungsnotwendigkeiten identifiziert werden (zumeist im Gefolge von Natur-
katastrophen o.ä.), stoßen Vereine an ihre Grenzen, weil die eigene Satzung externe Förderung 
nicht hergibt (nur ist das vielen gar nicht bewusst). Sportvereine haben vornehmlich sportliche 
Zwecksetzungen und sind zumindest steuerrechtlich betrachtet keine Vehikel für humanitäre Aktio-
nen. Gleichwohl verkündet das BMF in besonderen (Not-)Fällen dann zumeist temporäre Lockerun-
gen – so auch aktuell. Wie von Seiten der Finanzverwaltung zu hören war, scheint das Flüchtlings-
thema allerdings in besonderem Maße zu Hilfsmaßnahmen anzureizen, was die angesprochenen 
Probleme in größerem Umfang als früher sichtbar werden lässt. Für weitere Fragen steht Ihnen gern 
unser Justitiar Dr. Holger Niese (Tel.: 069/6700-263, Email: niese@dosb.de) zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen  
 
 
 
 
Dr. Michael Vesper 
 
 
 
 
Anlage 
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BETREFF  Steuerliche Maßnahmen zur Förderung der Hilfe für Flüchtlinge 

   
   GZ  IV C 4 - S 2223/07/0015 :015 

DOK  2015/0782725 
   (bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 

Deutschland ist für viele Menschen, die ihr Heimatland verlassen, das Ziel einer langen und 
oft auch gefahrvollen Reise. Sie suchen Schutz, Sicherheit und Unterstützung. Bürgerinnen 
und Bürger und auch Unternehmen helfen mit persönlichem und finanziellem Engagement, 
um die Betreuung und Versorgung der vielen Ankommenden sicherzustellen. Zur Förderung 
und Unterstützung dieses gesamtgesellschaftlichen Engagements bei der Hilfe für Flüchtlinge 
werden im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder die nachfolgenden 
Verwaltungsregelungen getroffen.  
 
Sie gelten für die nachfolgenden Maßnahmen, die vom 1. August 2015 bis 31. Dezember 
2016 durchgeführt werden. 
 
 

I. Spenden 
 
Vereinfachter Zuwendungsnachweis 
 
Für alle Sonderkonten, die von inländischen juristischen Personen des öffentlichen Rechts, 
inländischen öffentlichen Dienststellen oder von den amtlich anerkannten Verbänden der 
freien Wohlfahrtspflege einschließlich ihrer Mitgliedsorganisationen zur Förderung der Hilfe 
für Flüchtlinge eingerichtet wurden, gilt ohne betragsmäßige Beschränkung der vereinfachte 
Zuwendungsnachweis. Nach § 50 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a EStDV genügt in 
diesen Fällen als Nachweis der Bareinzahlungsbeleg oder die Buchungsbestätigung (z. B. 
Kontoauszug) eines Kreditinstitutes oder der PC-Ausdruck bei Online-Banking. Nach § 50 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b Satz 1 EStDV gilt der vereinfachte Zuwendungs-
nachweis auch, soweit bis zur Errichtung eines Sonderkontos Zuwendungen auf ein anderes 
Konto der genannten Zuwendungsempfänger geleistet wurden. 
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Haben auch nicht steuerbegünstigte Spendensammler Spendenkonten zur Förderung der Hilfe 
für Flüchtlinge eingerichtet und zu Spenden aufgerufen, sind diese Zuwendungen steuerlich 
abziehbar, wenn das Spendenkonto als Treuhandkonto geführt wird und die Zuwendungen 
anschließend entweder an eine nach § 5 Absatz 1 Nummer 9 KStG steuerbefreite 
Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse oder an eine inländische juristische 
Person des öffentlichen Rechts bzw. eine inländische öffentliche Dienststelle zur Förderung 
der Hilfe für Flüchtlinge weitergeleitet werden. Zur Erstellung von Zuwendungsbestätigungen 
muss dem Zuwendungsempfänger auch eine Liste mit den einzelnen Spendern und dem 
jeweiligen Anteil an der Spendensumme übergeben werden. 
 
Unter folgenden Voraussetzungen ist bei Spendensammlungen nicht steuerbegünstigter 
Spendensammler zur Förderung der Hilfe für Flüchtlinge über ein als Treuhandkonto geführ-
tes Spendenkonto auch ein vereinfachter Zuwendungsnachweis möglich: 
 
Die gesammelten Spenden werden auf ein Sonderkonto einer inländischen juristischen 
Person des öffentlichen Rechts, einer inländischen öffentlichen Dienststelle oder eines 
amtlich anerkannten Verbandes der freien Wohlfahrtspflege einschließlich seiner Mitglieds-
organisationen überwiesen. Nach § 50 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b Satz 2 EStDV 
genügt als Nachweis in diesen Fällen der Bareinzahlungsbeleg, die Buchungsbestätigung des 
Kreditinstituts oder der PC-Ausdruck bei Online-Banking des Spenders zusammen mit einer 
Kopie des Barzahlungsbelegs, der Buchungsbestätigung des Kreditinstituts oder des PC-
Ausdrucks bei Online-Banking des nicht steuerbegünstigten Spendensammlers. 
 
 
II. Spendenaktionen von gemeinnützigen Körperschaften zur Förderung der Hilfe für 
Flüchtlinge 
 
Einer gemeinnützigen Körperschaft ist es grundsätzlich nicht erlaubt, Mittel für steuer-
begünstigte Zwecke zu verwenden, die sie nach ihrer Satzung nicht fördert (§ 55 Absatz 1 
Nummer 1 AO). Ruft eine gemeinnützige Körperschaft, die nach ihrer Satzung keine hier in 
Betracht kommenden Zwecke - wie insbesondere mildtätige Zwecke oder Förderung der Hilfe 
für Flüchtlinge - verfolgt (z. B. Sportverein, Musikverein, Kleingartenverein oder Brauch-
tumsverein), zu Spenden zur Hilfe für Flüchtlinge auf, gilt Folgendes: Es ist unschädlich für 
die Steuerbegünstigung einer Körperschaft, die nach ihrer Satzung keine zum Beispiel mild-
tätigen Zwecke fördert oder regional gebunden ist, wenn sie Mittel, die sie im Rahmen einer 
Sonderaktion für die Förderung der Hilfe für Flüchtlinge erhalten hat, ohne entsprechende 
Änderung ihrer Satzung für den angegebenen Zweck verwendet. In entsprechender Anwen-
dung des AEAO zu § 53, Nr. 11, kann bei Flüchtlingen auf den Nachweis der Hilfebedürftig-
keit verzichtet werden.  
 
Es reicht aus, wenn die Spenden entweder an eine steuerbegünstigte Körperschaft, die zum 
Beispiel gemeinnützige oder mildtätige Zwecke verfolgt, oder an eine inländische juristische 
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der Hilfe für Flüchtlinge weitergeleitet werden. Die gemeinnützige Einrichtung, die die 
Spenden gesammelt hat, muss entsprechende Zuwendungen, die sie für die Hilfe für 
Flüchtlinge erhält und verwendet, bescheinigen. Auf die Sonderaktion ist in der 
Zuwendungsbestätigung hinzuweisen. 
 
 
III. Maßnahmen steuerbegünstigter Körperschaften zur Unterstützung von Flücht-
lingen 
 
Neben der Verwendung der eingeforderten Spendenmittel (Abschnitt II) ist es ausnahmsweise 
auch unschädlich für die Steuerbegünstigung der Körperschaft, wenn sie sonstige bei ihr vor-
handene Mittel, die keiner anderweitigen Bindungswirkung unterliegen, ohne Änderung der 
Satzung zur unmittelbaren Unterstützung von Flüchtlingen einsetzt. In entsprechender 
Anwendung des AEAO zu § 53, Nr. 11, kann bei Flüchtlingen auf den Nachweis der Hilfe-
bedürftigkeit verzichtet werden. 
 
Werden vorhandene Mittel an andere steuerbegünstigte Körperschaften, die zum Beispiel 
mildtätige Zwecke verfolgen, die im unmittelbaren Zusammenhang mit der Unterstützung von 
Flüchtlingen stehen, oder an eine inländische juristische Person des öffentlichen Rechts bzw. 
eine inländische öffentliche Dienststelle zu diesem Zweck weitergeleitet, ist dies nach § 58 
Nummer 2 AO unschädlich für die Steuerbegünstigung der Körperschaft.  
 
 
IV. Steuerliche Behandlung von Zuwendungen aus dem Betriebsvermögen 
 
Zuwendung als Sponsoring-Maßnahme 
 
Die Aufwendungen des Steuerpflichtigen sind entsprechend dem BMF-Schreiben vom 
18. Februar 1998 (BStBl I Seite 212) zum Betriebsausgabenabzug zuzulassen. Aufwendungen 
des sponsernden Steuerpflichtigen sind danach Betriebsausgaben, wenn der Sponsor wirt-
schaftliche Vorteile, die in der Sicherung oder Erhöhung seines unternehmerischen Ansehens 
liegen können, für sein Unternehmen erstrebt. Diese wirtschaftlichen Vorteile sind u. a. 
dadurch erreichbar, dass der Sponsor öffentlichkeitswirksam (z. B. durch Berichterstattung in 
Zeitungen, Rundfunk, Fernsehen usw.) auf seine Leistungen aufmerksam macht. 
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Arbeitslohnspende 
 
Aus Billigkeits- und Vereinfachungsgründen gilt Folgendes: 
 
Verzichten Arbeitnehmer auf die Auszahlung von Teilen des Arbeitslohns oder auf Teile 
eines angesammelten Wertguthabens zugunsten einer Zahlung des Arbeitgebers auf ein 
Spendenkonto einer spendenempfangsberechtigten Einrichtung im Sinne des § 10b Absatz 1 
Satz 2 EStG, bleiben diese Lohnteile bei der Feststellung des steuerpflichtigen Arbeitslohns 
außer Ansatz, wenn der Arbeitgeber die Verwendungsauflage erfüllt und dies dokumentiert. 
 
Der außer Ansatz bleibende Arbeitslohn ist im Lohnkonto aufzuzeichnen (§ 4 Absatz 2 
Nummer 4 Satz 1 LStDV). Auf die Aufzeichnung kann verzichtet werden, wenn stattdessen 
der Arbeitnehmer seinen Verzicht schriftlich erklärt hat und diese Erklärung zum Lohnkonto 
genommen worden ist. 
 
Der außer Ansatz bleibende Arbeitslohn ist nicht in der Lohnsteuerbescheinigung (§ 41b 
Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 EStG) anzugeben. 
 
Die steuerfrei belassenen Lohnteile dürfen im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung 
nicht als Spende berücksichtigt werden. 
 
 
VI. Aufsichtsratsvergütungen 
 
Verzichtet ein Aufsichtsratsmitglied vor Fälligkeit oder Auszahlung auf Teile seiner Auf-
sichtsratsvergütung, gelten die unter Abschnitt V genannten Grundsätze sinngemäß. Da es 
sich auf Seiten der Gesellschaft gleichwohl um Aufsichtsratvergütungen und nicht um 
Spenden handelt, bleibt die Anwendung des § 10 Nummer 4 KStG davon unberührt.  
 
 
VII. Umsatzsteuer 
 
Das Umsatzsteuerrecht ist in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union insbesondere durch 
die Vorschriften der Richtlinie 2006/112/EG des Rates über das gemeinsame Mehrwertsteuer-
system vom 28. November 2006 (Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie) weitgehend harmonisiert. 
Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, die dort getroffenen Regelungen in nationales Recht 
umzusetzen. Die Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie kennt keine Regelung, die es einem Mit-
gliedstaat zur Förderung der Hilfe für Flüchtlinge, wenn auch nur zeitlich und sachlich 
begrenzt, gestatten würde, von den verbindlichen Richtlinienvorschriften abzuweichen. 
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nach § 3 Absatz 1b und Abs. 9a UStG sind daher ebenso wenig möglich wie eine Ausweitung 
der Steuervergütung nach § 4a UStG. 
 
 
VIII. Schenkungsteuer  
 
Nach § 13 Absatz 1 Nummer 17 ErbStG sind Zuwendungen von der Schenkungsteuer befreit, 
die ausschließlich mildtätigen Zwecken im Sinne des § 53 AO gewidmet sind und sofern die 
Verwendung zu diesem Zweck gesichert ist. 
 
Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 
 
Im Auftrag 
 
Dieses Dokument wurde elektronisch versandt und ist nur im Entwurf gezeichnet. 
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